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schaftsfuhrern und Befürwortern der Autonomie der Gewerkschafts-
Organisation ist durch diese Entwicklung nicht nur möglich, sondernauch notig geworden. Wie bereits erwähnt, ist es wieder der eh"
maiige Generalsekretär Evzen Erban. der am schwersten betroffenwird: er schied jetzt auch aus der Regierung aus, und dies ohne jedeErklärung ohne em einziges Wort der Anerkennung für die ge!
leisteten Dienste und ohne eine andere Funktion zu erhalten Seinebereits zitierte Absage an die politische Selbständigkeit der Gewerk!
wtt'nii3! ,hD ni!,ht gerettetl7H ähnlich, diese «AutoS»
wurde nicht angeordnet, «um den Sünder auf den rechten Weg zubringen, damit er die Erlösung erlange», sondern um ihn von^den

zuköntn Z" Cren UDd 8° Später dann leichter eried£«
Dem bedrohlich fortschreitenden Arbeiterwiderstand entgegenbegann sich das Regime in aller Eile zurückzuziehen. In den sekSÄeV951 !-Gang befindlichen Wahlen der zwetünte-

sten btufen der Gewerkschaftskader hat man die bisher übliche Ak-
SfeltTd C«gehnim!,W^1 fSCtZt' W°bei die Arbeiter das Retht
erhielten, die offiziellen durch ihre eigenen Kandidaten zu ersetzenUnd bevor noch diese Wahlen zu Ende waren, musste ein anderes
STdtn 2jT^^T, Arbeiterwiderstand eingeräumter!
den. in den schlesischen Kohlenminen, wo dieser eben am heftig-sten war, hat die Regierung eine wichtige Lohnerhöhung dekretier!
Wie semerzeu die polizeiliche Methode der nachträgliche"Renret
sion fehlgeschlagen hatte und der staatsgewerkschaftlthen Methode

scWZTft't^ d6r K°nflikte PktZ —hen musS
Mittel Ä^nA6 fF Ko™*si°™ geschlagen. Kein anderesMittel ist dem neuen Aufmarsch der Arbeiter mehr gewachsen.

Paul Barton, Pilsen (CSR)

IBFG-Botschaft an die tschechoslowakischen Arbeiter

Ai r i Aroeiter m der Tschechoslowakei gerichtet in dor
o i2?er:rKtdidrei,-i8e^ Ke/ime,s an,ge,ordert *»*»• -* * £a"e„ ™ W»

m ^ damalS 6ta"find-d- Betriebsrätewahlen

mdem AÄ8eihltthrn,g ^T*1™*™*™ ***»•'. heisst esin aem Antrat «habt Ihr Gelegenheit, wenigstens die unteren OrganetSTSSSÄ Eurf^ % Än
ersten. Gegenüber dem in llSSiÄS^XÄSS^Verfahren bedeutet das natürlich nicht sehr viel. Angedehts der



Lage jedoch, wie sie sich bisher in allen vom Kreml dominierten
Ländern ergibt, ist dies ein bedeutender Schritt vorwärts.»

Weiter legt der Aufruf die Gründe dar, welche die Kommunisten
zu diesem unerwarteten Zugeständnis zwangen. Er kommt zu dem
Ergebnis, dass es hauptsächlich dem dauernden passiven Widerstand

der Arbeiter zuzuschreiben ist, der trotz des allgewaltigen
Polizeiterrors immer wieder Platz greifen konnte. Die Botschaft
geht dann auf die Gefahr ein, die zweifellos für demokratische
Gegner des Regimes besteht, wenn sie sich offen als Kandidaten zur
Verfügung stellen. Wenn jedoch eine genügende Anzahl dieser
Kandidaten gewählt wird, so kann die Polizei keine Massregelungen
treffen, ohne den verstärkten Widerstand der schaffenden Bevölkerung

zu provozieren. Eine Beteiligung sei um so lohnender, weil
dann von unten her über die Betriebsräte auf den ganzen Apparat
der Staatsgewerkschaften ein grösserer Druck ausgeübt werden
könne. Wenn die tschechoslowakischen Arbeiter diese Gelegenheit
voll wahrnehmen, so wird, heisst es in der Botschaft weiter, «eine
wesentliche Voraussetzung dafür geschaffen, ihren Widerstand auf
einer neuen Ebene zu entfalten.» Bis jetzt sei der Widerstand gegen
Stalins Regime mehr passiver Natur gewesen. Wollen die Arbeiter
aber zum aktiven Kampf übergehen, so müssen sie «zuerst die Waffen

wiedergewinnen, die ihnen das Regime geraubt hat. Die freien
Wahlen für Vertrauensleute und Betriebsräte bieten hierzu die erste
Möglichkeit». «Die Emanzipierung der Arbeiterklasse», so endet der
Aufruf, «müssen die Arbeiter selbst in die Hand nehmen.»

Die Opposition in den ostzonalen Gewerkschaften

In den Volksdemokratien sind die gewerkschaftlich organisierten
Arbeiter, vor allem jene, die bereits in der Zwischenkriegszeit den
Gewerkschaften angehörten, die aktivsten Gegner des dort
herrschenden Regimes. Ihre Opposition bereitet den kommunistischen
Behörden grosse Schwierigkeiten, weil darunter die Erfüllung der
Produktionsaufgaben leidet.

Im kommunistischen «Freien Deutschen Gewerkschaftsbund»
(FDGB) herrscht grosse Unzufriedenheit und Unruhe. Nicht nur die
Mitglieder, sondern auch die untern und mittleren Gewerkschaftsfunktionäre

wollen auf die von den Gewerkschaften in jahrelangen
Kämpfen errungenen Schutzbestimmungen, die in der Ostzone ausser

Kraft gesetzt wurden, nicht verzichten. Die altern, geschulten
Gewerkschafter, die im Arbeitsprozess stehen, revoltieren dagegen,
dass das ostzonale Ministerium für Arbeit alleinstehende Frauen
vom 18. bis zum 45. Lebensjahr zur Untertagsarbeit heranzieht. Seit
einem Jahr ist in der Ostzone das Verbot der Nachtarbeit für Frauen
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